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Bekanntmachung

Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen bei weisungsfreien 
Angelegenheiten (Verwaltungskostensatzung)

Aufgrund von § 4 der Gemein-
deordnung für den Freistaat 
Sachsen (Sächsische Gemeinde-
ordnung – SächsGemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. März 2018 (SächsGVBl. 
S. 62), zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 
705), in Verbindung mit §§ 2 
Abs. 1, 8a des Sächsischen Kom-
munalabgabengesetzes (Säch-
sKAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. März 
2018 (SächsGVBl. S. 116), geän-
dert durch Artikel 2 Absatz 17 
des Gesetzes vom 5. April 2019 
(SächsGVBl. S. 245), hat der 
Stadtrat der Großen Kreisstadt 
Oschatz in seiner öffentlichen 
Sitzung am 23.11.2023 mit Be-
schluss Nr. 2023-117 folgende 
Satzung beschlossen:
§ 1 Anwendungsbereich
(1) Die Große Kreisstadt Oschatz 
erhebt für ihre Amtshandlungen 
und sonstigen individuell zure-
chenbaren öffentlich-rechtli-
chen Leistungen in weisungs-
freien Angelegenheiten Verwal-
tungsgebühren und Auslagen 
(Verwaltungskosten) nach den 
Vorschriften dieser Satzung.
(2) Abgabenregelungen in an-
deren Satzungen oder Verord-
nungen der Großen Kreisstadt 
Oschatz bleiben hiervon unbe-
rührt.
(3) Soweit in dieser Satzung auf 
gesetzliche Bestimmungen Be-
zug genommen wird, sind diese 
in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden.
(4) Die folgenden in § 8a Säch-
sKAG genannten Bestimmun-
gen des Sächsischen Verwal-
tungskostengesetzes 
(SächsVwKG) finden bei der Er-
hebung von Kosten nach dieser 
Satzung entsprechende Anwen-
dung:
§ 2 SächsVwKG Begriffsbestim-
mungen
§ 3 Abs. 4 bis 6 SächsVwKG 
Verwaltungskostenpflicht
§ 4 Abs. 2, 3 und 5 SächsVwKG 
Kostenverzeichnis, Höhe der 
Gebühr
§ 6 SächsVwKG Rahmenge-
bühren
§ 7 SächsVwKG Verwaltungs-
kosten in besonderen Fällen
§ 8 SächsVwKG Verwaltungs-
kosten im Rechtsbehelfsverfahren
§ 9 SächsVwKG 
Verwaltungskostenschuldner
§ 11 SächsVwKG Sachliche 
Verwaltungskostenfreiheit
§ 12 SächsVwKG Persönliche 
Verwaltungskostenfreiheit

§ 13 SächsVwKG Auslagen
§ 15 SächsVwKG Entstehung
des Verwaltungskostenanspruchs
§ 16 SächsVwKG Verwaltungs-
kostenvorschuss
§ 17 Abs. 1 bis 3 und 5 
SächsVwKG Verwaltungs-
kostenfestsetzung
§ 18 SächsVwKG Fälligkeit der 
Verwaltungskosten
§ 19 SächsVwKG Zurück-
behaltungsrecht
§ 20 SächsVwKG Reihenfolge 
der Tilgungen
§ 22 SächsVwKG Säumnis-
zuschläge
§ 23 SächsVwKG Zahlungsver-
jährung
§ 2 Kostenpflichtige Tatbe-
stände und Gebührenhöhe
(1) Die verwaltungsgebühren-
pflichtigen Tatbestände sowie 
die Höhe der Verwaltungsge-
bühren bestimmen sich nach 
dem Kostenverzeichnis, das An-
lage dieser Satzung ist.
(2) Die Gebühren bemessen sich 
unter Berücksichtigung des Ver-
waltungsaufwandes aller an der 
öffentlich-rechtlichen Leistung 
beteiligten Behörden und Stel-
len (Kostendeckungsgebot) und 
nach der Bedeutung der Angele-
genheit für die Personen, denen 
die öffentlich-rechtliche Leis-
tung zuzuordnen ist. Verwal-
tungsaufwand sind die regelmä-
ßig bei der Erbringung der öf-
fentlich-rechtlichen Leistung an-
fallenden Aufwendungen, ins-
besondere Personal- und Sach-
aufwendungen. Ausnahmen 
vom Kostendeckungsgebot sind 
nur zulässig, wenn dies aus 
Gründen der Billigkeit erforder-
lich ist. Die Gebühr darf nicht in 
einem Missverhältnis zur öffent-
lich-rechtlichen Leistung stehen.
(3) Eine Verwaltungskosten-
pflicht besteht auch dann, wenn 
ein auf die Vornahme einer öf-
fentlich-rechtlichen Leistung ge-
richteter Antrag oder ein Rechts-
behelf zurückgenommen wird 
oder sich auf andere Art und 
Weise erledigt.
(4) Amtshandlungen sind auch 
dann verwaltungskostenpflich-
tig, wenn sie nicht im Kostenver-
zeichnis enthalten sind. In die-
sen Fällen wird eine Gebühr er-
hoben, die nach im Kostenver-
zeichnis bewerteten, vergleich-
baren Amtshandlungen zu be-
messen ist. Fehlt eine vergleich-
bare Amtshandlung, wird eine 
Verwaltungsgebühr von min-
destens 10,00 Euro und höchs-
tens 50.000,00 Euro erhoben.
(5) Die Kostenfestsetzung inner-

halb der Rahmengebühr bemisst 
sich nach dem Stundensatz.
(6) Unterliegt die öffentlich-
rechtliche Leistung der Umsatz-
steuer, werden die Verwaltungs-
kosten zuzüglich der Umsatz-
steuer erhoben.
(7) Kostenschuldner sind ver-
pflichtet, die zur Feststellung der 
Kosten erforderlichen Angaben 
wahrheitsgemäß und vollstän-
dig zu machen sowie die not-
wendigen Unterlagen ggf. auch 
in Urschrift oder beglaubigter 
Abschrift beizubringen.
§ 3 Auslagen
(1) Als Auslagen der an der öf-
fentlich-rechtlichen Leistung be-
teiligten Behörden und Stellen 
werden erhoben, soweit im Kos-
tenverzeichnis nicht Ausnah-
men vorgesehen sind:
1. Vergütungen und Entschädi-
gungen, die Zeugen, Sachver-
ständigen, Übersetzern, Dol-
metschern und sonstigen Perso-
nen zustehen;
2. Aufwendungen für Post- und 
Telekommunikationsdienstleis-
tungen, ausgenommen die Ent-
gelte für einfache Briefsendun-
gen;
3. Aufwendungen für amtliche 
Bekanntmachungen;
4. Reisekosten im Sinne der Rei-
sekostenvorschrift und sonstige 
Aufwendungen bei Ausführung 
von Dienstgeschäften außer-
halb der Dienststelle;
5. Aufwendungen, die anderen 
Behörden oder anderen Perso-
nen für die Tätigkeit zustehen;
Auslagen werden grundsätzlich 
in tatsächlich entstandener Hö-
he erhoben.
(2) Im Kostenverzeichnis können 
Ausnahmen von Absatz 1 zuge-
lassen werden.
(3) Auslagen im Sinne des Absat-
zes 1 werden auch dann erho-
ben, wenn die kostenerhebende 
Behörde aus Gründen der 
Gegenseitigkeit, der Verwal-
tungsvereinfachung oder aus 
ähnlichen Gründen an andere 
Behörden, Einrichtungen oder 
Personen Zahlungen nicht zu 
leisten hat.
§ 4 Nichterhebung, 
Gebührenfreiheit
Für die Nichterhebung von Kos-
ten sowie die Gebührenbe-
freiung findet neben den §§ 11 
und 12 SächsVwKG auch § 64 
SGB X entsprechend Anwen-
dung.
§ 5 Verwaltungskosten im 
Rechtsbehelfsverfahren
(1) Für die Entscheidung über 
einen Rechtsbehelf ist, soweit 

dieser erfolglos geblieben ist, 
eine Gebühr bis zu 150 Prozent 
der für den angefochtenen Ver-
waltungsakt festzusetzenden 
Gebühr zu erheben. Ist eine 
Amtshandlung nur teilweise an-
gefochten, verringert sich die 
Rechtsbehelfsgebühr entspre-
chend. Ist für den angefochte-
nen Verwaltungsakt keine Ge-
bühr angefallen oder hat ein 
Dritter den Rechtsbehelf einge-
legt, ist eine Gebühr von min-
destens 10,00 Euro und maximal 
5 000,00 Euro zu erheben.
(2) Wird ein Rechtsbehelf zu-
rückgenommen oder erledigt er 
sich auf andere Art und Weise 
bevor die Entscheidung über 
den Rechtsbehelf erlassen ist, 
beträgt die Gebühr 10 bis 75 
Prozent der für die beantragte 
Amtshandlung festzusetzende 
Verwaltungsgebühr je nach 
Fortgang der Sachbehandlung, 
mindestens jedoch 10,00 EUR. 
Wurde die sachliche Bearbei-
tung noch nicht begonnen, ist 
keine Gebühr zu erheben. Die 
Erhebung von Auslagen bleibt 
unberührt.
(3) Hat ein Rechtsbehelf ganz 
oder teilweise Erfolg und wird 
auf diesen hin eine öffentlich-
rechtliche Leistung vorgenom-
men oder ein Antrag abgelehnt, 
bleibt die Erhebung der dafür 
vorgeschriebenen Verwaltungs-
kosten unberührt.
(4) Hat ein Rechtsbehelf vollen 
Erfolg, werden keine Verwal-
tungskosten erhoben. Hat ein 
Rechtsbehelf zum Teil Erfolg, 
werden entsprechend ermäßig-
te Kosten erhoben.
§ 6 Stundung, Nieder-
schlagung und Erlass
Für Stundung, Niederschlagung 
und Erlass von Forderungen aus 
dem Aufkommen an Verwal-
tungsgebühren und Auslagen 
gilt das Gemeindehaushalts-
recht, insbesondere § 32 der 
Sächsischen Kommunalhaus-
haltsverordnung (SächsKom-
HVO), entsprechend.
§ 7 Zuwiderhandlungen
(2) Ordnungswidrig handelt ge-
mäß § 6 Abs. 2 SächsKAG, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig
1. Belege ausstellt, die in tat-
sächlicher Hinsicht unrichtig 
sind, oder
2. die zur Festsetzung der Ver-
waltungskosten erforderlichen 
Angaben nicht wahrheitsgemäß 
oder vollständig macht oder die 
notwendigen Unterlagen in Ur-
schrift oder beglaubigter Ab-
schrift nicht beibringt

und es dadurch ermöglicht, eine 
Kommunalabgabe zu verkürzen 
oder nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile zu erlangen (Abga-
bengefährdung).
(3) Die Ordnungswidrigkeit 
kann gemäß § 6 Abs. 3 Sächs­-
KAG mit einer Geldbuße bis 
10.000 Euro geahndet werden.
§ 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Erhebung 
von Verwaltungskosten bei wei-
sungsfreien Angelegenheiten 
der Stadt Oschatz, zuletzt geän-
dert am 27.05.2004, außer 
Kraft.

Ausgefertigt: 
Oschatz, den 24.11.2023

David Schmidt
Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 
Abs. 4 SächsGemO
Die vorstehenden vom Stadtrat 
der Großen Kreisstadt Oschatz 
beschlossene Satzung wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht 
und es ergeht folgender Hin-
weis: Satzungen, die unter Ver-
letzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften zustande ge-
kommen sind, gelten ein Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als 
von Anfang an gültig zustande 
gekommen. Dies gilt nicht wenn:
1. die Ausfertigung der Satzung 
nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffent-
lichkeit der Sitzung, die Geneh-
migung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt wor-
den sind,
3. der Bürgermeister dem Be-
schluss nach § 52 Abs. 2 Sächs-
GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet hat 
oder
b) die Verletzung der Verfah-
rens- und Formvorschrift gegen-
über der Gemeinde unter Be-
zeichnung des Sachverhaltes, 
der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 
Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ab-
lauf der in Satz 1 genannten Frist 
jedermann diese Verletzung gel-
tend machen.
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SONDERVERÖFFENTLICHUNG

Ein schwungvolles Neujahrskonzert
Am 28. Januar spielt das Salon-Streichorchester Dresden im Thomas-Müntzer-Haus Oschatz auf
OSCHATZ. Beim Neujahrskon-
zert in der Oschatzer Stadthalle 
präsentiert das Salon-Streichor-
chester Dresden am Sonntag, 
28. Januar 2024, ab 16 Uhr das 
neue Programm „TEMPO, TEM-
PO – von Filmusik bis Walzer“.

Lassen Sie sich entführen auf 
eine musikalische Reise durch die 
Filmmusik bis zum Walzer. Von 
jedem Genre hören Sie neben 
den großen Klassikern auch     
weniger bekannte aber nicht 

weniger reizvolle Stücke. Freuen 
Sie sich auf einen stimmungsvol-
len Jahresbeginn und „Tempo, 
Tempo“. 

2 Sichern Sie sich jetzt Ihre Ein-
trittskarten für das Neujahrskon-
zert. Eintrittskarten sind im Vorver-
kauf in der Oschatz-Information 
(Neumarkt 2), in allen bekannten 
CTS-Eventim Vorverkaufsstellen, 
unter www.eventim.de sowie an 
der Tageskasse erhältlich.

Zum Neujahrs-
konzert spielt am 
28. Januar 2024 
das Salon-
Streichorchester 
Dresden im 
Thomas-Müntzer-
Haus auf. Foto: PF


